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Vorwort 
 
Eine Frage wird mir immer wieder gestellt:  
 
“Frau van Luijn, warum beschäftigen Sie sich eigentlich so intensiv mit dem Tod? Mit 
Testamenten, Patientenverfügungen, Vorsorgevollmachten und jetzt sogar mit der 
Bestattungsvorsorge? Ist das nicht furchtbar belastend?” 
 
Meine Antwort überrascht viele Menschen. 
Nein. Ganz im Gegenteil. Ich liebe mein Leben. 
Ich bin dankbar für jeden einzelnen Tag. Ich bin gesund, glücklich und darf einen Beruf 
ausüben, der mich erfüllt.  
 
Vielleicht beschäftige ich mich gerade deshalb so intensiv mit den Themen Tod und Vorsorge. 
Denn für mich gehören beide untrennbar zum Leben dazu. 
 
Vor allem aber bin ich ein großer Fan der Selbstbestimmung. 
 
Wir alle wünschen uns, unser Leben nach unseren eigenen Vorstellungen zu gestalten. Wir 
entscheiden selbst, welchen Beruf wir ergreifen, wen wir heiraten, wo wir leben möchten oder 
wie wir unser Geld ausgeben. Wir legen Wert auf Freiheit, Eigenverantwortung und darauf, 
dass andere unsere Entscheidungen respektieren. 
Umso mehr erstaunt es mich, dass ausgerechnet die letzte Phase unseres Lebens von vielen 
Menschen dem Zufall überlassen wird. 
 
Wer entscheidet für mich, wenn ich selbst nicht mehr entscheiden kann? 
Was geschieht mit meinem Vermögen? 
Wie soll ich medizinisch behandelt werden? 
Wie möchte ich einmal bestattet werden? 
Und vor allem: Wer muss all diese Entscheidungen treffen, wenn ich sie nicht getroffen habe? 
 
Für mich bedeutet Selbstbestimmung deshalb weit mehr als die Freiheit, das eigene Leben 
nach den eigenen Vorstellungen zu gestalten. Sie bedeutet auch, Verantwortung für die Zeit 
zu übernehmen, in der wir selbst keine Entscheidungen mehr treffen können. Gute Vorsorge 
ist deshalb für mich kein Ausdruck von Pessimismus.  
Sie ist Ausdruck von Fürsorge. 
Fürsorge für den Ehepartner. 
Fürsorge für die Kinder. 
Fürsorge für die Menschen, die uns einmal überleben werden. 
 
Denn jede Entscheidung, die wir heute bewusst treffen, ist eine Entscheidung weniger, die 
unsere Angehörigen später unter Zeitdruck, in Trauer und oft voller Unsicherheit treffen 
müssen. 
 
Dieser Ratgeber soll deshalb keine Angst machen. Ganz im Gegenteil. Er soll Ihnen zeigen, 
welche Möglichkeiten Sie heute haben, selbst zu entscheiden. Vielleicht entdecken Sie dabei 
Bestattungsformen, von denen Sie bisher noch nie gehört haben. Vielleicht stellen Sie aber 
auch fest, dass Ihre bisherige Vorstellung genau die richtige für Sie ist. Beides ist vollkommen 
in Ordnung. 
 
Mein Wunsch ist lediglich, dass diese Entscheidung Ihre eigene ist. 
Denn genau das verstehe ich unter Selbstbestimmung. 
 
Melanie van Luijn, Juli 2026 
 



Inhaltsverzeichnis 
 
Sterbehilfe – Selbstbestimmt bis zuletzt 
 
I. Warum wir über das Sterben sprechen sollten  ................................................ 2 
 
II. Was bedeutet „Sterbehilfe“ überhaupt?  .......................................................... 3 
 
III. Aktive Sterbehilfe – Warum sie in Deutschland verboten ist  ......................... 4 
 
IV. Passive Sterbehilfe – 
     Wenn der Wille des Patienten entscheidet  .................................................... 6 
 
V. Indirekte Sterbehilfe –  
    Wenn die Linderung von Leiden im Vordergrund steht  .................................. 8 
 
VI. Assistierter Suizid –  
     Zwischen Selbstbestimmung und strafrechtlichen Grenzen  ........................ 10 
 
VII. Die aktuelle Rechtslage –  
      Vom Urteil des Bundesverfassungsgerichts bis heute  ............................... 13 
 
VIII. Wie läuft ein assistierter Suizid tatsächlich ab?  ........................................ 16 
 
IX. Hospiz und Palliativmedizin –  
     Es geht nicht darum, dem Leben mehr Tage zu geben,  
     sondern den Tagen mehr Leben  ................................................................. 19 
 
X. Sterbehilfe im Ausland – Ein Blick über die Grenzen  ................................... 22 
 

1. Die Niederlande – Vorreiter einer liberalen Regelung  ....................... 22 
2. Belgien – Noch weitergehende Möglichkeiten  ................................... 23 
3. Die Schweiz – Ein Sonderweg  ........................................................... 23 
4. Österreich – Eine neue Entwicklung  .................................................. 23 
5. Kanada – Ein besonders weitreichendes Modell  ............................... 24 

 
XI. Was bedeutet das alles für mich? –  
     Warum Vorsorge der wichtigste Schritt ist  ................................................... 25 
 
XII. Patientenverfügung und Vorsorgevollmacht –  
      Die wichtigsten Instrumente der Selbstbestimmung  ................................... 27 
 

1. Die Patientenverfügung  ..................................................................... 27 
           2. Die Vorsorgevollmacht  ...................................................................... 28 
 
XIII. Schlusswort  ............................................................................................... 29 
 



 1 

Sterbehilfe – Selbstbestimmt bis zuletzt 
 

 
 
Kaum ein Thema wird so emotional diskutiert wie die Sterbehilfe. Während für die 
einen das Recht auf ein selbstbestimmtes Lebensende Ausdruck persönlicher Freiheit 
ist, befürchten andere eine schleichende Entwicklung, in der alte, kranke oder 
pflegebedürftige Menschen unter Druck geraten könnten, ihrem Leben ein Ende zu 
setzen. 
 
Viele Menschen stellen sich deshalb irgendwann ganz persönliche Fragen: 
 

• Darf ich selbst entscheiden, wann und wie ich sterben möchte? 
• Welche Möglichkeiten gibt es überhaupt? 
• Was ist der Unterschied zwischen Sterbehilfe, assistiertem Suizid und dem 

Abbruch lebensverlängernder Maßnahmen? 
• Welche Rolle spielen Ärzte, Angehörige und Patientenverfügungen? 
• Und wie ist die Rechtslage in Deutschland und im Ausland? 

 
Wer beginnt, sich mit diesen Fragen auseinanderzusetzen, stellt schnell fest, dass die 
öffentliche Diskussion häufig von Schlagworten geprägt ist. Begriffe wie aktive 
Sterbehilfe, passive Sterbehilfe oder assistierter Suizid werden oft durcheinander 
verwendet, obwohl sie rechtlich und medizinisch völlig unterschiedliche Bedeutungen 
haben. Hinzu kommt, dass sich die Rechtslage in den vergangenen Jahren erheblich 
verändert hat. Ein Urteil des Bundesverfassungsgerichts aus dem Jahr 2020 hat das 
Selbstbestimmungsrecht des Einzelnen deutlich gestärkt und eine jahrzehntelange 
Diskussion neu entfacht. Gleichzeitig fehlen bis heute klare gesetzliche Regelungen, 
sodass viele Menschen verunsichert sind. 
 
Dieser Ratgeber soll Ihnen dabei helfen, sich einen verständlichen Überblick zu 
verschaffen. Er erklärt die verschiedenen Formen der Sterbehilfe, zeigt die aktuelle 
Rechtslage in Deutschland auf und wirft auch einen Blick auf die Regelungen in 
anderen Ländern. Darüber hinaus erfahren Sie, welche Möglichkeiten der Vorsorge 
bestehen und welche Bedeutung Patientenverfügung, Vorsorgevollmacht und 
Betreuungsverfügung in diesem Zusammenhang haben. 
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Dabei verfolgt dieser Ratgeber kein politisches oder weltanschauliches Ziel. Er soll 
weder für noch gegen die Sterbehilfe werben. Vielmehr soll er Ihnen ermöglichen, sich 
auf der Grundlage gesicherter Informationen eine eigene Meinung zu bilden und – falls 
Sie dies wünschen – rechtzeitig Vorsorge für Ihre persönlichen Vorstellungen am 
Lebensende zu treffen. 
 
I. Warum wir über das Sterben sprechen sollten 
Der Tod gehört zum Leben – und doch fällt es den meisten Menschen schwer, sich 
mit dem eigenen Lebensende auseinanderzusetzen. Viele schieben das Thema vor 
sich her, weil sie glauben, es sei noch lange Zeit. Andere vermeiden es aus Angst, 
Unsicherheit oder weil sie ihre Angehörigen nicht belasten möchten. 
 
Dabei zeigt die Erfahrung, dass ein plötzlicher Unfall oder eine schwere Erkrankung 
jeden Menschen treffen kann – unabhängig vom Alter. Oft müssen dann innerhalb 
kürzester Zeit Entscheidungen getroffen werden, die von großer Tragweite sind. Soll 
eine künstliche Beatmung begonnen oder fortgeführt werden? Ist eine künstliche 
Ernährung noch sinnvoll? Welche medizinischen Maßnahmen entsprechen überhaupt 
dem Willen des Patienten? 
 
Wer sich zuvor nie mit diesen Fragen beschäftigt hat, überlässt diese Entscheidungen 
häufig anderen. Das kann dazu führen, dass Angehörige unter enormem emotionalem 
Druck stehen oder Ärzte den mutmaßlichen Patientenwillen erst mühsam ermitteln 
müssen. 

Viele Menschen verbinden das Thema Sterbehilfe ausschließlich mit der Frage, ob ein 
Mensch sein Leben selbst beenden darf. Viele wichtige Entscheidungen über das 
Lebensende werden bereits lange vor einer schweren Erkrankung getroffen. Genau 
deshalb lohnt es sich, sich frühzeitig mit dem Thema Vorsorge zu beschäftigen. 

Das beginnt bereits mit der Entscheidung, wie man im Falle einer schweren 
Erkrankung medizinisch behandelt werden möchte und welche Maßnahmen man 
ablehnt. Genau deshalb sind Patientenverfügungen und Vorsorgevollmachten so 
wichtig. Sie schaffen Klarheit für Ärzte und Angehörige und helfen dabei, den eigenen 
Willen auch dann durchzusetzen, wenn man ihn selbst nicht mehr äußern kann. 
 
Hinzu kommt, dass sich die gesellschaftliche Diskussion in den vergangenen Jahren 
deutlich verändert hat. Fortschritte in der modernen Medizin ermöglichen es heute, 
das Leben eines Menschen oft wesentlich länger zu erhalten als noch vor wenigen 
Jahrzehnten. Gleichzeitig wächst bei vielen Menschen der Wunsch, nicht nur 
möglichst lange zu leben, sondern auch selbst bestimmen zu können, wie sie ihre 
letzte Lebensphase gestalten möchten. Fragen nach Lebensqualität, Würde und 
Selbstbestimmung rücken deshalb immer stärker in den Mittelpunkt. 
 
Gerade an dieser Stelle entstehen jedoch häufig Missverständnisse. Begriffe wie 
Sterbehilfe, assistierter Suizid, Behandlungsabbruch oder Palliativmedizin werden in 
den Medien und im Alltag oftmals gleichgesetzt, obwohl sie rechtlich und medizinisch 
völlig unterschiedliche Sachverhalte beschreiben. Wer sich mit dem Thema 
beschäftigt, stellt deshalb schnell fest, dass die Rechtslage weitaus komplexer ist, als 
es auf den ersten Blick erscheint. 
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II. Was bedeutet „Sterbehilfe“ überhaupt? 
Kaum ein juristischer Begriff sorgt für so viele Missverständnisse wie der Begriff 
Sterbehilfe. Im allgemeinen Sprachgebrauch wird damit häufig jede Form der 
Unterstützung eines sterbenden Menschen bezeichnet. Tatsächlich verbirgt sich 
dahinter jedoch kein einheitlicher Rechtsbegriff. Vielmehr werden unter dem 
Oberbegriff „Sterbehilfe“ ganz unterschiedliche Handlungen zusammengefasst, die 
rechtlich völlig unterschiedlich bewertet werden. 
 
Wer sich mit dem Thema beschäftigt, stößt daher schnell auf Begriffe wie aktive 
Sterbehilfe, passive Sterbehilfe, indirekte Sterbehilfe oder assistierter Suizid. Obwohl 
diese Begriffe ähnlich klingen, unterscheiden sie sich sowohl hinsichtlich der Handlung 
selbst als auch hinsichtlich ihrer rechtlichen Zulässigkeit erheblich. 
 
Zur besseren Orientierung gibt die folgende Übersicht einen ersten Überblick. 
 

 

Gerade die Unterscheidung zwischen diesen vier Formen ist von zentraler Bedeutung. 
Während die aktive Sterbehilfe in Deutschland nach wie vor strafbar ist, sind sowohl 
die passive als auch die indirekte Sterbehilfe seit vielen Jahren rechtlich anerkannt. 
Auch der assistierte Suizid ist seit der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts 
aus dem Jahr 2020 unter bestimmten Voraussetzungen grundsätzlich möglich. 
Welche Voraussetzungen hierfür gelten und welche Fragen bis heute ungeklärt sind, 
wird in den folgenden Kapiteln ausführlich erläutert. 
 
Bereits an dieser Stelle zeigt sich, dass die öffentliche Diskussion häufig ungenau 
geführt wird. Wenn in den Medien über „Sterbehilfe“ berichtet wird, ist oft gar nicht klar, 
welche der genannten Formen tatsächlich gemeint ist. Nicht selten werden aktive 
Sterbehilfe und assistierter Suizid miteinander verwechselt oder der Abbruch einer 
aussichtslosen Behandlung fälschlicherweise als aktive Sterbehilfe bezeichnet. 
Dadurch entsteht leicht der Eindruck, die Rechtslage sei widersprüchlich oder 
unverständlich. 
 
Tatsächlich folgt das deutsche Recht jedoch einem klaren Grundgedanken: 
Entscheidend ist, wer die letzte, zum Tod führende Handlung vornimmt. Beendet ein 
anderer Mensch das Leben eines Patienten bewusst durch eine eigene Handlung, 
spricht man von aktiver Sterbehilfe. Trifft der Betroffene diese letzte Entscheidung 
hingegen selbst und führt sie eigenverantwortlich aus, handelt es sich um einen 
assistierten Suizid. Wieder anders gelagert sind Fälle, in denen lediglich auf eine 
medizinische Behandlung verzichtet oder eine aussichtslose Therapie beendet wird. 
Hier steht nicht die Herbeiführung des Todes im Vordergrund, sondern die Achtung 
des Patientenwillens. 
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Diese Unterscheidungen mögen auf den ersten Blick juristisch erscheinen. In der 
Praxis entscheiden sie jedoch darüber, welche Möglichkeiten einem Menschen am 
Lebensende tatsächlich offenstehen und welche Grenzen das Strafrecht setzt. Es 
lohnt sich daher, die einzelnen Formen der Sterbehilfe genauer zu betrachten. 

III. Aktive Sterbehilfe – Warum sie in Deutschland verboten ist 
Stellen Sie sich folgende Situation vor: 
 
Eine 72-jährige Frau leidet an einer unheilbaren Krebserkrankung. Trotz moderner 
Schmerztherapie verschlechtert sich ihr Gesundheitszustand zunehmend. Sie weiß, 
dass sie sterben wird, und bittet ihren Arzt eindringlich darum, ihr eine tödliche Spritze 
zu geben, damit ihr Leiden sofort endet. 
 
Viele Menschen würden diese Situation spontan als “Sterbehilfe” bezeichnen. 
Juristisch handelt es sich dabei jedoch um aktive Sterbehilfe – und genau diese ist in 
Deutschland verboten. 
 
Was versteht man unter aktiver Sterbehilfe? 
Von aktiver Sterbehilfe spricht man, wenn eine andere Person den Tod eines 
Menschen durch eine gezielte Handlung herbeiführt. Der Tod tritt also nicht aufgrund 
der Erkrankung selbst ein, sondern weil jemand bewusst eine Maßnahme ergreift, die 
unmittelbar zum Tod führt. 
 
Typische Beispiele wären: 
 

• die Verabreichung einer tödlichen Injektion, 
• die Gabe einer bewusst tödlich dosierten Medikamentenmenge, 
• oder jede andere Handlung, deren Ziel die unmittelbare Tötung des Patienten 

ist. 
 

Entscheidend ist dabei nicht, ob der Patient schwer krank ist oder selbst ausdrücklich 
darum gebeten hat. Maßgeblich ist allein, dass ein anderer Mensch die tödliche 
Handlung ausführt. 
 
Warum ist aktive Sterbehilfe verboten? 
Das deutsche Strafrecht schützt das menschliche Leben in besonderem Maße. Aus 
diesem Grund darf grundsätzlich niemand das Leben eines anderen Menschen 
beenden – auch dann nicht, wenn dieser dies ausdrücklich wünscht. 
 
Zwar kennt das Strafgesetzbuch mit der Tötung auf Verlangen (§ 216 StGB) einen 
eigenen Straftatbestand für Fälle, in denen der Betroffene ernsthaft und ausdrücklich 
um seine Tötung gebeten hat. Diese Vorschrift sieht gegenüber einem Totschlag zwar 
einen geringeren Strafrahmen vor, macht aber zugleich deutlich: Auch die Tötung auf 
ausdrücklichen Wunsch des Betroffenen bleibt strafbar. 
 
Der Gesetzgeber verfolgt damit mehrere Ziele. Zum einen soll das menschliche Leben 
unabhängig von Alter, Krankheit oder Behinderung geschützt werden. Zum anderen 
sollen Menschen davor bewahrt werden, sich aus einem Gefühl der Belastung oder 
aus sozialem Druck heraus zum Sterben gedrängt zu fühlen. Niemand soll befürchten 
müssen, sein Leben beenden zu müssen, weil er anderen zur Last fällt oder hohe 
Pflegekosten verursacht. 
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Gleichzeitig soll verhindert werden, dass Ärzte oder Angehörige in die Rolle geraten, 
über den Wert eines menschlichen Lebens entscheiden zu müssen. 

Spielt der Wunsch des Patienten keine Rolle? 
Doch – allerdings an anderer Stelle. 
 

 
 
Der Wille des Patienten ist im deutschen Recht von zentraler Bedeutung. Er 
entscheidet beispielsweise darüber, ob lebensverlängernde Behandlungen begonnen, 
fortgeführt oder beendet werden dürfen. Auch beim assistierten Suizid spielt die 
eigenverantwortliche Entscheidung des Betroffenen eine entscheidende Rolle. 
 
Für die aktive Sterbehilfe gilt jedoch eine klare Grenze: Der Wunsch des Patienten 
berechtigt niemanden dazu, dessen Leben selbst aktiv zu beenden. 
 
Gerade diese Unterscheidung führt häufig zu Missverständnissen. Manche Menschen 
glauben, ein Arzt dürfe einem schwerkranken Patienten auf dessen Wunsch hin eine 
tödliche Spritze verabreichen. Das ist nach deutschem Recht jedoch nicht zulässig. 
 
Ein Blick ins Ausland 
Anders ist die Rechtslage in einigen europäischen Nachbarstaaten. So erlauben 
beispielsweise die Niederlande und Belgien unter engen gesetzlichen 
Voraussetzungen die aktive Sterbehilfe. Dort können Ärzte in bestimmten 
Ausnahmefällen das Leben eines Patienten aktiv beenden, wenn zahlreiche 
gesetzliche Voraussetzungen erfüllt sind und ein genau geregeltes Verfahren 
eingehalten wird. 
 
Deutschland hat sich bewusst gegen einen solchen Weg entschieden. Die Diskussion 
darüber wird seit vielen Jahren kontrovers geführt und dürfte auch künftig nicht 
verstummen. Die derzeitige Rechtslage ist jedoch eindeutig: Die aktive Sterbehilfe 
bleibt verboten. 
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Warum ist diese Unterscheidung so wichtig? 
Wer sich erstmals mit dem Thema beschäftigt, gewinnt häufig den Eindruck, dass in 
Deutschland jede Form der Sterbehilfe verboten sei. Das trifft jedoch gerade nicht zu. 
Während die aktive Sterbehilfe strafbar bleibt, dürfen Ärzte unter bestimmten 
Voraussetzungen lebensverlängernde Behandlungen beenden, schwerste 
Schmerzen auch dann behandeln, wenn dadurch das Leben möglicherweise verkürzt 
wird, und seit der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts kann unter 
bestimmten Voraussetzungen auch ein assistierter Suizid zulässig sein. 
 
Gerade deshalb ist es wichtig, die verschiedenen Formen der Sterbehilfe klar 
voneinander zu unterscheiden. Im nächsten Kapitel geht es um die passive Sterbehilfe 
– also um Situationen, in denen nicht eine aktive Handlung zum Tod führt, sondern 
bewusst auf lebensverlängernde Maßnahmen verzichtet oder eine Behandlung 
beendet wird. Dieser Bereich spielt in der täglichen medizinischen Praxis eine weitaus 
größere Rolle, als viele Menschen vermuten. 
 
IV. Passive Sterbehilfe – Wenn der Wille des Patienten entscheidet 
Ein 84-jähriger Mann erleidet einen schweren Schlaganfall. Nach mehreren 
Untersuchungen steht fest, dass er sein Bewusstsein aller Wahrscheinlichkeit nach 
nicht wiedererlangen wird. Er wird künstlich beatmet und über eine Magensonde 
ernährt. 
 
Seine Familie legt dem behandelnden Arzt eine Patientenverfügung vor. Darin hat der 
Mann viele Jahre zuvor festgelegt, dass er in einer solchen Situation keine künstliche 
Beatmung und keine künstliche Ernährung wünscht. 
 
Darf der Arzt die Behandlung beenden? 
 
Viele Menschen glauben, dies wäre eine Form der aktiven Sterbehilfe. Tatsächlich 
handelt es sich jedoch um einen Fall der passiven Sterbehilfe, die unter bestimmten 
Voraussetzungen zulässig ist. 
 
Was bedeutet passive Sterbehilfe? 
Unter passiver Sterbehilfe versteht man den Verzicht auf lebensverlängernde 
medizinische Maßnahmen oder den Abbruch einer bereits begonnenen Behandlung, 
wenn dies dem Willen des Patienten entspricht. 
Dabei wird der Tod nicht aktiv herbeigeführt. Vielmehr wird auf medizinische 
Maßnahmen verzichtet, die den Sterbeprozess lediglich hinauszögern würden. Der 
Patient stirbt dann an den Folgen seiner Erkrankung – nicht an einer Handlung des 
Arztes. 
 
Zu den typischen Beispielen gehören: 
 

• der Verzicht auf eine künstliche Beatmung, 
• das Abschalten eines Beatmungsgerätes, 
• der Verzicht auf eine Wiederbelebung, 
• das Beenden einer künstlichen Ernährung, 
• oder der Verzicht auf weitere belastende Therapien, wenn diese keine Aussicht 

auf Heilung mehr bieten. 
 
Entscheidend ist stets, dass die zugrunde liegende Erkrankung zum Tod führt – nicht 
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die Entscheidung, eine Behandlung zu unterlassen oder zu beenden. 
 
Der Wille des Patienten steht im Mittelpunkt 
Das Selbstbestimmungsrecht eines Menschen endet nicht mit dem Verlust seiner 
Entscheidungsfähigkeit. 
 
Jeder Patient hat das Recht, eine medizinische Behandlung abzulehnen – selbst dann, 
wenn diese Behandlung sein Leben verlängern oder sogar retten könnte. Dieses Recht 
folgt aus dem Grundsatz, dass jeder Mensch selbst über Eingriffe in seinen Körper 
entscheiden darf. 
 
Kann der Betroffene seinen Willen nicht mehr selbst äußern, kommt es darauf an, ob 
er seinen Willen bereits früher festgelegt hat. Genau hier kommt die 
Patientenverfügung ins Spiel. 
 
Liegt eine wirksame Patientenverfügung vor und beschreibt sie die aktuelle 
Behandlungssituation ausreichend konkret, müssen Ärzte und Bevollmächtigte diesen 
Willen grundsätzlich beachten. Eine Behandlung gegen den ausdrücklich erklärten 
Willen des Patienten wäre rechtswidrig. 
 
Was passiert ohne Patientenverfügung? 
Nicht jeder Mensch hat eine Patientenverfügung erstellt. Das bedeutet jedoch nicht, 
dass Ärzte beliebig entscheiden dürfen. 
 
In diesem Fall muss der sogenannte mutmaßliche Wille des Patienten ermittelt 
werden. Dabei wird versucht herauszufinden, wie sich der Betroffene vermutlich 
entschieden hätte. 
 
Berücksichtigt werden dabei beispielsweise: 
 

• frühere Äußerungen, 
• religiöse oder ethische Überzeugungen, 
• persönliche Wertvorstellungen, 
• sowie Gespräche mit Angehörigen oder engen Freunden. 

 
Je klarer der Wille des Betroffenen nachvollzogen werden kann, desto leichter fällt 
diese Entscheidung. Fehlen entsprechende Anhaltspunkte, entstehen häufig 
schwierige Konflikte zwischen Angehörigen und behandelnden Ärzten. 
 
Passive Sterbehilfe bedeutet nicht, den Patienten allein zu lassen 
Ein weit verbreitetes Missverständnis besteht darin, dass mit dem Beenden einer 
lebensverlängernden Behandlung auch die medizinische Versorgung endet. 
 
Das Gegenteil ist der Fall. 
 
Auch wenn auf künstliche Beatmung oder andere lebensverlängernde Maßnahmen 
verzichtet wird, bleibt der Patient selbstverständlich medizinisch versorgt. Schmerzen 
werden behandelt, Atemnot gelindert, Angstzustände gemindert und belastende 
Symptome so gut wie möglich kontrolliert. 
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Ziel der Behandlung ist nun nicht mehr die Lebensverlängerung um jeden Preis, 
sondern ein möglichst würdevolles und beschwerdearmes Sterben. 
 
Gerade die moderne Palliativmedizin hat in den vergangenen Jahren erhebliche 
Fortschritte gemacht und ermöglicht vielen schwerkranken Menschen eine deutlich 
bessere Lebensqualität in ihrer letzten Lebensphase. 
 
Warum ist die passive Sterbehilfe rechtlich zulässig? 
Auf den ersten Blick mag es widersprüchlich erscheinen, dass eine 
lebensverlängernde Behandlung beendet werden darf, eine tödliche Spritze jedoch 
verboten ist. 
 
Der entscheidende Unterschied liegt im Selbstbestimmungsrecht des Patienten. 
 
Niemand ist verpflichtet, eine medizinische Behandlung gegen seinen Willen 
durchführen zu lassen. Dieses Recht besteht unabhängig davon, ob die Behandlung 
eine Heilung ermöglicht oder lediglich das Leben verlängert. 
 
Die Aufgabe der Ärzte besteht deshalb nicht darin, das Leben um jeden Preis zu 
erhalten, sondern den Willen des Patienten zu respektieren. Ist dieser Wille eindeutig 
festgestellt, darf eine Behandlung beendet oder unterlassen werden, selbst wenn dies 
letztlich zum Tod des Patienten führt. 
 
Die Bedeutung für die eigene Vorsorge 
Die meisten Fälle, in denen heute über Sterbehilfe diskutiert wird, betreffen tatsächlich 
nicht den assistierten Suizid oder gar die aktive Sterbehilfe, sondern eben diese 
Entscheidungen über lebensverlängernde Behandlungen. 
 
Wer frühzeitig eine sorgfältig formulierte Patientenverfügung erstellt und eine Person 
seines Vertrauens mit einer Vorsorgevollmacht ausstattet, erleichtert seinen 
Angehörigen und den behandelnden Ärzten diese Entscheidungen erheblich. 
 
Selbstbestimmung am Lebensende beginnt daher oft nicht mit der Frage, ob man 
sterben möchte, sondern mit der Entscheidung, wie man behandelt werden möchte, 
wenn eine Heilung nicht mehr möglich ist. 
 
V. Indirekte Sterbehilfe – Wenn die Linderung von Leiden im Vordergrund steht 
Ein schwer krebskranker Patient leidet unter starken Schmerzen und schwerer 
Atemnot. Die behandelnde Ärztin verabreicht ihm hochwirksame Schmerzmittel, um 
seine Beschwerden zu lindern. Dabei weiß sie, dass diese Medikamente als mögliche 
Nebenwirkung die Atmung zusätzlich beeinträchtigen und dadurch das Leben des 
Patienten unter Umständen verkürzen können. 
 
Darf sie das? 
 
Viele Menschen würden diese Situation zunächst als Sterbehilfe einordnen. 
Tatsächlich handelt es sich jedoch um die sogenannte indirekte Sterbehilfe, die in 
Deutschland rechtlich zulässig ist. 
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Was versteht man unter indirekter Sterbehilfe? 
Von indirekter Sterbehilfe spricht man, wenn einem schwer kranken oder sterbenden 
Menschen Medikamente oder andere medizinische Maßnahmen verabreicht werden, 
um belastende Beschwerden wie Schmerzen, Atemnot oder Angst zu lindern, obwohl 
diese Behandlung möglicherweise eine unbeabsichtigte Verkürzung der Lebenszeit 
zur Folge haben kann. 
 
Entscheidend ist dabei, dass nicht der Tod das Ziel der Behandlung ist, sondern die 
Linderung des Leidens. 
 
Der mögliche frühere Tod ist lediglich eine in Kauf genommene Nebenfolge – nicht der 
eigentliche Zweck der medizinischen Maßnahme. 
 

 
 
Die Behandlung dient dem Patienten 
Gerade in der letzten Lebensphase kann es erforderlich sein, Medikamente in einer 
Dosierung einzusetzen, die außerhalb einer palliativen Situation ungewöhnlich hoch 
erscheinen würde. 
 
Hierzu gehören insbesondere: 
 

• starke Schmerzmittel wie Opioide, 
• Medikamente gegen schwere Atemnot, 
• Beruhigungsmittel bei massiven Angstzuständen, 
• oder Arzneimittel, die ein quälendes Erstickungsgefühl lindern. 

 
Das Ziel dieser Behandlung besteht darin, dem Patienten ein möglichst würdevolles 
und beschwerdearmes Leben bis zuletzt zu ermöglichen. 
 
Die moderne Palliativmedizin folgt dabei einem klaren Grundsatz: 
Nicht die maximale Lebensverlängerung steht im Mittelpunkt, sondern die 
bestmögliche Lebensqualität. 
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Ist das nicht trotzdem eine Form der Tötung? 
Diese Frage wird häufig gestellt. 
 
Die Antwort lautet: Nein. 
 
Rechtlich macht es einen entscheidenden Unterschied, ob ein Arzt einen Menschen 
töten möchte oder ob er dessen Leiden lindern möchte. 
 
Verabreicht ein Arzt Schmerzmittel mit dem Ziel, Schmerzen oder Atemnot zu 
behandeln, handelt er im Interesse seines Patienten. Dass eine solche Behandlung in 
Einzelfällen das Leben möglicherweise etwas verkürzt, ändert daran nichts. 
 
Die Rechtsprechung erkennt deshalb seit vielen Jahren an, dass eine angemessene 
Schmerztherapie zulässig ist – auch dann, wenn sie das Lebensende möglicherweise 
beschleunigt. 
 
Muss ein Patient starke Schmerzmittel ablehnen, um länger zu leben? 
Manche schwer kranke Menschen haben Sorge, eine wirksame Schmerzbehandlung 
könne ihr Leben verkürzen und verzichten deshalb auf notwendige Medikamente. 
 
Diese Sorge ist in den meisten Fällen unbegründet. 
 
Die moderne Palliativmedizin verfügt heute über große Erfahrung im Einsatz starker 
Schmerzmittel. Ziel ist es stets, Beschwerden wirksam zu lindern und gleichzeitig die 
Behandlung so sorgfältig wie möglich an die Bedürfnisse des einzelnen Patienten 
anzupassen. 
 
Eine gute Schmerztherapie bedeutet daher nicht, das Leben vorschnell zu beenden. 
Vielmehr soll sie die verbleibende Lebenszeit möglichst lebenswert gestalten. 
 
Was bedeutet das für die Praxis? 
Die indirekte Sterbehilfe zeigt eindrucksvoll, dass die medizinische Versorgung eines 
sterbenden Menschen nicht mit der Aufgabe einer Heilungsbehandlung endet. 
 
Selbst wenn eine Erkrankung nicht mehr heilbar ist, können Ärzte und Pflegekräfte viel 
dazu beitragen, Schmerzen zu lindern, Angst zu nehmen und die Lebensqualität zu 
erhalten. 
 
Für Betroffene und ihre Angehörigen ist es daher wichtig zu wissen, dass niemand 
schwere Schmerzen oder quälende Beschwerden ertragen muss, nur weil eine 
wirksame Behandlung möglicherweise Auswirkungen auf die verbleibende Lebenszeit 
haben könnte. 
 
VI. Assistierter Suizid –  
Zwischen Selbstbestimmung und strafrechtlichen Grenzen 
Eine 68-jährige Frau leidet an einer fortschreitenden neurologischen Erkrankung. Ihr 
ist bewusst, dass sie ihre Selbstständigkeit in den kommenden Jahren immer mehr 
verlieren wird. Sie möchte selbst entscheiden können, wann sie ihr Leben beendet, 
solange sie hierzu noch in der Lage ist. 
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Ein Arzt stellt ihr ein tödlich wirkendes Medikament zur Verfügung. Die Frau nimmt das 
Medikament später eigenständig ein. Niemand verabreicht ihr die Substanz. Niemand 
löst den Tod aktiv aus. Die letzte Entscheidung und die letzte Handlung liegen allein 
bei ihr. 
 
Dieses Beispiel beschreibt den assistierten Suizid. 
 
Er unterscheidet sich grundlegend von der aktiven Sterbehilfe – auch wenn beide 
Begriffe in der öffentlichen Diskussion häufig miteinander verwechselt werden. 
 
Was bedeutet assistierter Suizid? 
Von einem assistierten Suizid spricht man, wenn ein Mensch sein Leben 
eigenverantwortlich selbst beendet, dabei jedoch Unterstützung durch eine andere 
Person erhält. 
 

 
 
Diese Unterstützung kann beispielsweise darin bestehen, 
 

• Informationen bereitzustellen, 
• den Kontakt zu einem Sterbehilfeverein zu vermitteln, 
• ein geeignetes Medikament zu verschreiben oder bereitzustellen, 
• oder bei der organisatorischen Vorbereitung zu helfen. 

 
Entscheidend ist jedoch stets ein Punkt: 
Die letzte, zum Tod führende Handlung muss vom Betroffenen selbst vorgenommen 
werden. 
 
Nimmt ein anderer Mensch ihm diese Handlung ab, handelt es sich nicht mehr um 
einen assistierten Suizid, sondern um aktive Sterbehilfe. Gerade dieser Unterschied 
ist der Schlüssel zum Verständnis der deutschen Rechtslage. 
 
Wer darf Hilfe leisten? 
Grundsätzlich können verschiedene Personen an einem assistierten Suizid beteiligt 
sein, etwa Ärzte, Angehörige oder Sterbehilfeorganisationen. 
 
Allerdings gelten hierfür zahlreiche rechtliche, medizinische und berufsrechtliche 
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Anforderungen. Insbesondere Ärzte müssen sorgfältig prüfen, ob der Betroffene 
freiverantwortlich handelt und die Tragweite seiner Entscheidung vollständig 
überblickt. 
 
Auch Sterbehilfevereine arbeiten nach umfangreichen internen Prüfverfahren. Ziel ist 
es sicherzustellen, dass die Entscheidung nicht auf einer vorübergehenden Krise, 
einer behandlungsbedürftigen psychischen Erkrankung oder äußerem Druck beruht. 
Wie diese Verfahren konkret ablaufen, wird später noch ausführlich dargestellt. 
 
Bedeutet das Urteil des Bundesverfassungsgerichts, dass jeder jederzeit Hilfe 
zum Suizid verlangen kann? 
Nein, das Urteil hat zwar das Recht auf selbstbestimmtes Sterben ausdrücklich 
anerkannt. Es bedeutet jedoch nicht, dass jeder Mensch einen Anspruch darauf hat, 
von einem bestimmten Arzt, einem Krankenhaus oder einer anderen Person 
Unterstützung zu erhalten. 
 
Kein Arzt ist verpflichtet, an einem assistierten Suizid mitzuwirken. 
 
Ebenso wenig müssen Krankenhäuser oder Pflegeeinrichtungen entsprechende 
Unterstützung anbieten. 
 
Die Entscheidung, ob jemand Hilfe leistet, bleibt grundsätzlich freiwillig. 
 
Zwischen Freiheit und Verantwortung 
Kaum ein anderes Thema wirft so schwierige ethische und rechtliche Fragen auf wie 
der assistierte Suizid. 
 
Auf der einen Seite steht das Recht jedes Menschen, über sein eigenes Leben und 
sein Lebensende selbst zu bestimmen. 
 
Auf der anderen Seite besteht die Sorge, dass kranke, alte oder pflegebedürftige 
Menschen sich unter Druck gesetzt fühlen könnten, ihr Leben zu beenden, um 
Angehörigen oder der Gesellschaft nicht zur Last zu fallen. 
 
Zwischen diesen beiden Polen bewegt sich die gesamte rechtspolitische Diskussion 
bis heute. 
 
Die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts aus dem Jahr 2020 hat die 
Selbstbestimmung des Einzelnen deutlich gestärkt. Gleichzeitig hat sie den 
Gesetzgeber vor die Aufgabe gestellt, einerseits dieses Grundrecht zu achten und 
andererseits schutzbedürftige Menschen vor Missbrauch zu bewahren. 
 
Wie das Bundesverfassungsgericht zu diesem Ergebnis gelangt ist und weshalb das 
Urteil die Rechtslage grundlegend verändert hat, ist Gegenstand des nächsten 
Kapitels. 
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VII. Die aktuelle Rechtslage –  
Vom Urteil des Bundesverfassungsgerichts bis heute 
Bis vor wenigen Jahren war die Rechtslage in Deutschland deutlich restriktiver als 
heute. 
 
Zwar war der Suizid selbst nie strafbar. Wer sich das Leben nehmen wollte, machte 
sich also grundsätzlich nicht strafbar. Daraus ergab sich bereits seit Langem die Frage, 
ob und in welchem Umfang auch andere Menschen dabei helfen dürfen. 
 
Im Jahr 2015 reagierte der Gesetzgeber auf diese Diskussion und führte den 
damaligen § 217 des Strafgesetzbuches ein. Ziel dieser Vorschrift war es, sogenannte 
geschäftsmäßige Förderung der Selbsttötung unter Strafe zu stellen. 
 

 
 
Was regelte § 217 StGB? 
Der Begriff geschäftsmäßig führte damals zu erheblichen Missverständnissen. 
 
Viele Menschen gingen davon aus, es gehe lediglich darum, Geld mit Sterbehilfe zu 
verdienen. Tatsächlich meinte das Gesetz jedoch etwas anderes. 
 
Geschäftsmäßig handelte bereits derjenige, der die Unterstützung zur Selbsttötung auf 
Wiederholung angelegt anbot. Ob hierfür Geld verlangt wurde oder nicht, spielte keine 
entscheidende Rolle. 
 
Vor allem Sterbehilfevereine waren von dieser Regelung betroffen. Da ihre Tätigkeit 
naturgemäß auf wiederholte Unterstützung ausgerichtet war, konnten sie ihre Arbeit in 
Deutschland praktisch nicht mehr fortsetzen. 
 
Aber auch Ärzte gerieten in eine schwierige Situation. Wer mehreren Patienten in 
vergleichbaren Fällen Hilfe leisten wollte, musste befürchten, sich strafbar zu machen. 
Dadurch entstand erhebliche Rechtsunsicherheit. 
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Das Bundesverfassungsgericht zieht eine klare Grenze 
Am 26. Februar 2020 erklärte das Bundesverfassungsgericht den § 217 StGB für 
verfassungswidrig und nichtig. 
 
Diese Entscheidung gehört zu den bedeutendsten Urteilen der vergangenen Jahre im 
Bereich des Medizin- und Verfassungsrechts. 
 
Die Richter stellten einen Grundsatz auf, der die gesamte Diskussion bis heute prägt: 
Das allgemeine Persönlichkeitsrecht umfasst auch das Recht des Menschen, selbst 
über Zeitpunkt und Art seines Lebensendes zu entscheiden. 
 
Nach Auffassung des Gerichts gehört dieses Recht zur persönlichen Freiheit jedes 
Menschen. Es ist Ausdruck der Menschenwürde und der freien Entfaltung der 
Persönlichkeit. Dabei machte das Gericht deutlich, dass dieses Recht nicht auf schwer 
kranke oder sterbende Menschen beschränkt ist. 
 
Vielmehr steht das Recht auf selbstbestimmtes Sterben grundsätzlich jedem 
Menschen zu, der freiverantwortlich entscheidet. 
 
Gerade dieser Teil der Entscheidung löste eine intensive gesellschaftliche Diskussion 
aus. 
 
Bedeutet das, dass der Staat Sterbehilfe ermöglichen muss? 
Das Urteil wird häufig missverstanden. Das Bundesverfassungsgericht hat keinen 
Anspruch auf Sterbehilfe geschaffen. Niemand kann verlangen, dass ein bestimmter 
Arzt ihm ein tödliches Medikament verschreibt. Niemand kann verlangen, dass ein 
Krankenhaus oder ein Pflegeheim an einem assistierten Suizid mitwirkt. 
 
Das Gericht hat vielmehr entschieden, dass der Staat die freie Entscheidung eines 
Menschen, sein Leben selbstbestimmt zu beenden, nicht pauschal unmöglich machen 
darf. 
 
Zwischen diesen beiden Aussagen besteht ein erheblicher Unterschied. 
 
Freiheit braucht Schutz 
Gleichzeitig hat das Bundesverfassungsgericht ausdrücklich betont, dass der Staat 
schutzbedürftige Menschen nicht sich selbst überlassen darf. 
 
Die Entscheidung für einen assistierten Suizid muss frei getroffen werden. 
Sie darf insbesondere nicht beruhen auf 
 

• Druck durch Angehörige, 
• wirtschaftlichen Sorgen, 
• gesellschaftlichen Erwartungen, 
• einer vorübergehenden Lebenskrise, 
• oder einer unbehandelten psychischen Erkrankung. 

 
Der Staat darf deshalb Regelungen schaffen, die sicherstellen, dass eine 
Entscheidung tatsächlich freiverantwortlich getroffen wird. Er darf beraten, prüfen und 
Schutzmechanismen einführen. Er darf die Ausübung dieses Grundrechts jedoch nicht 
faktisch unmöglich machen. 
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Gerade dieses Spannungsverhältnis zwischen Selbstbestimmung und Lebensschutz 
prägt bis heute die politische Diskussion. 
 
Warum gibt es bis heute keine neue gesetzliche Regelung? 
Nach dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts wurden im Deutschen Bundestag 
mehrere Gesetzentwürfe eingebracht. Sie verfolgten unterschiedliche Ansätze. Einige 
wollten den Zugang zum assistierten Suizid stärker regeln und an verpflichtende 
Beratungen oder Wartefristen knüpfen. Andere wollten die Selbstbestimmung 
möglichst weitgehend erhalten und nur wenige Voraussetzungen schaffen. Keiner 
dieser Entwürfe fand jedoch die erforderliche Mehrheit. 
 
Deshalb existiert bis heute kein neues Sterbehilfegesetz, das den assistierten Suizid 
umfassend regelt. 
 
Das bedeutet allerdings nicht, dass in diesem Bereich ein rechtsfreier Raum besteht. 
Vielmehr gelten weiterhin die allgemeinen strafrechtlichen, zivilrechtlichen und 
berufsrechtlichen Vorschriften sowie die Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts. 
 
Warum die Rechtslage trotzdem noch nicht einfach ist 
Auch nach dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts blieb die praktische Umsetzung 
schwierig. 
 
Ein besonders anschauliches Beispiel betrifft den Zugang zu Natrium-Pentobarbital – 
einem Medikament, das im Zusammenhang mit dem assistierten Suizid immer wieder 
diskutiert wird. 
 
Bereits im Jahr 2017 hatte das Bundesverwaltungsgericht entschieden, dass schwer 
und unheilbar kranke Menschen in extremen Ausnahmefällen grundsätzlich einen 
Anspruch auf Zugang zu einem tödlich wirkenden Medikament haben können. 
Voraussetzung sei jedoch eine ausweglose Situation, unerträgliches Leiden und eine 
frei verantwortete Entscheidung.  
 
In der Praxis führte dieses Urteil jedoch kaum zu einer tatsächlichen Veränderung. 
Zwar stellten zahlreiche Betroffene entsprechende Anträge beim Bundesinstitut für 
Arzneimittel und Medizinprodukte (BfArM). Diese wurden jedoch regelmäßig 
abgelehnt. Hintergrund war die damalige Verwaltungspraxis des 
Bundesgesundheitsministeriums, wonach entsprechende Genehmigungen 
grundsätzlich nicht erteilt werden sollten. Gegen diese Entscheidungen wurden 
zahlreiche Klagen vor den Verwaltungsgerichten erhoben.  

Auch diese Verfahren führten jedoch nur selten zum Erfolg. Für Betroffene führte dies 
zu einer erheblichen Rechtsunsicherheit. Obwohl das Recht auf selbstbestimmtes 
Sterben verfassungsrechtlich anerkannt war, blieb der Zugang zu einem 
entsprechenden Medikament in der Praxis versperrt. 

Das Bundesverwaltungsgericht stellte im Jahr 2023 nochmals klar, dass ein Anspruch 
auf Zugang zu Natrium-Pentobarbital nur unter äußerst engen Voraussetzungen 
überhaupt in Betracht kommt und die bisherige Verwaltungspraxis grundsätzlich nicht 
zu beanstanden sei, solange andere ärztlich begleitete Möglichkeiten bestehen. Damit 
bleibt der Zugang zu einem entsprechenden Medikament in Deutschland bis heute 
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rechtlich und tatsächlich äußerst schwierig.  
 
Hinzu kommt ein weiterer Aspekt, der in der öffentlichen Diskussion häufig übersehen 
wird. 
 
Auch die Berufsordnungen der Landesärztekammern beeinflussen, ob und in welchem 
Umfang Ärztinnen und Ärzte überhaupt bereit sind, einen assistierten Suizid zu 
begleiten. Während einige Ärztekammern ihre Regelungen nach dem Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts gelockert haben, verfolgen andere weiterhin einen eher 
zurückhaltenden Ansatz. Dadurch kann sich die tatsächliche Situation je nach 
Bundesland unterscheiden.  
 
Das zeigt, dass die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts zwar einen 
wichtigen Meilenstein darstellt, die praktische Umsetzung jedoch bis heute zahlreiche 
rechtliche und organisatorische Fragen aufwirft. 
 
Was bedeutet das für Betroffene? 
Für Menschen, die sich mit dem Gedanken eines assistierten Suizids beschäftigen, ist 
die aktuelle Rechtslage nicht immer leicht zu überblicken. 
 
Einerseits ist der assistierte Suizid nach der Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichts grundsätzlich möglich. Andererseits existieren keine 
detaillierten gesetzlichen Abläufe, wie sie beispielsweise in den Niederlanden oder 
Österreich vorgesehen sind. 
 
In der Praxis haben sich deshalb Verfahren entwickelt, bei denen Ärzte, 
Sterbehilfeorganisationen und weitere Fachleute sorgfältig prüfen, ob die gesetzlichen 
und verfassungsrechtlichen Voraussetzungen erfüllt sind. 
 
Diese Verfahren dienen nicht dazu, Betroffene von ihrer Entscheidung abzubringen. 
Sie sollen vielmehr sicherstellen, dass die Entscheidung tatsächlich frei, wohlüberlegt 
und eigenverantwortlich getroffen wurde. 
 
Wie ein solcher Weg in der Praxis aussehen kann und welche Schritte Betroffene 
typischerweise durchlaufen, zeigt das nächste Kapitel. 
 
VIII. Wie läuft ein assistierter Suizid tatsächlich ab? 
Wer sich erstmals mit dem Thema beschäftigt, stellt sich den assistierten Suizid häufig 
als eine spontane Entscheidung vor. Die öffentliche Diskussion vermittelt manchmal 
den Eindruck, ein schwer kranker Mensch müsse sich lediglich an einen Arzt oder 
einen Sterbehilfeverein wenden und könne kurze Zeit später seinem Leben ein Ende 
setzen. 
 
Die Wirklichkeit sieht jedoch deutlich anders aus. 
 
In den allermeisten Fällen geht einer solchen Entscheidung ein langer Weg voraus – 
geprägt von Gesprächen, Zweifeln, Hoffnungen und immer wieder der Frage, ob es 
nicht doch noch einen anderen Weg gibt. 
 
Der Wunsch zu sterben entsteht selten von heute auf morgen. Häufig entwickelt er 
sich über Monate oder sogar Jahre. Auslöser können eine fortschreitende Erkrankung, 
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der Verlust der Selbstständigkeit, unerträgliche Beschwerden oder die Angst vor dem 
sein, was noch kommen könnte. Manche Menschen möchten vor allem Schmerzen 
vermeiden, andere fürchten den vollständigen Verlust ihrer Selbstbestimmung oder 
möchten ihren Angehörigen nicht dauerhaft zur Last fallen. 
 
Gerade deshalb betrachten seriöse Ärzte und Sterbehilfeorganisationen nicht nur die 
Frage, ob jemand sterben möchte. Mindestens ebenso wichtig ist die Frage, warum 
dieser Wunsch besteht. 
 

 
 
Am Anfang steht fast immer das Gespräch 
Wer sich an einen Arzt oder eine Sterbehilfeorganisation wendet, erhält in der Regel 
nicht sofort eine Zusage oder gar ein Medikament. 
Vielmehr beginnt zunächst ein intensiver Austausch. 
Dabei geht es unter anderem um folgende Fragen: 
 

• Welche Erkrankung liegt vor? 
• Wie erleben Sie Ihre aktuelle Lebenssituation? 
• Welche Beschwerden belasten Sie besonders? 
• Wurden alle medizinischen Behandlungsmöglichkeiten ausgeschöpft? 
• Kennen Sie die Möglichkeiten der Palliativmedizin? 
• Gibt es psychische Belastungen oder eine Depression, die behandelt werden 

können? 
• Beruht Ihr Wunsch auf einer dauerhaften und wohlüberlegten Entscheidung 

oder auf einer momentanen Krise? 
 
Diese Gespräche dienen nicht dazu, den Betroffenen zu bevormunden. Sie sollen 
vielmehr sicherstellen, dass die Entscheidung tatsächlich frei und eigenverantwortlich 
getroffen wird. 
 
Nicht jeder Sterbewunsch bleibt bestehen 
Ein Gedanke, der in der öffentlichen Diskussion häufig zu kurz kommt, ist die 
Veränderlichkeit menschlicher Entscheidungen. 
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Menschen, die sich in einer existenziellen Krise befinden, erleben häufig Tage voller 
Hoffnung und Tage voller Verzweiflung. Was heute als einziger Ausweg erscheint, 
kann einige Wochen später ganz anders bewertet werden. Deshalb sehen 
verantwortungsvoll arbeitende Organisationen in der Regel mehrere Gespräche und 
einen gewissen zeitlichen Abstand vor. Die Entscheidung soll nicht unter dem Eindruck 
eines besonders belastenden Tages getroffen werden. 
 
Auch eine wirksame Schmerztherapie, eine gute palliativmedizinische Versorgung 
oder psychologische Unterstützung können dazu führen, dass sich der Wunsch nach 
einem assistierten Suizid verändert oder sogar ganz verschwindet. 
 
Das bedeutet jedoch nicht, dass jeder Sterbewunsch Ausdruck einer behandelbaren 
Krise ist. Es gibt Menschen, die sich nach reiflicher Überlegung und trotz aller 
Unterstützung bewusst für diesen Weg entscheiden. Gerade deshalb ist eine 
sorgfältige Prüfung so wichtig. 
 
Angehörige spielen häufig eine wichtige Rolle 
Viele Betroffene sprechen schon früh mit ihrem Ehepartner, ihren Kindern oder engen 
Freunden über ihre Gedanken. Andere behalten ihren Wunsch zunächst für sich, weil 
sie ihre Familie nicht belasten oder keine Diskussionen auslösen möchten. 
 
Für Angehörige ist diese Situation oft äußerst belastend. Sie erleben den Wunsch 
eines geliebten Menschen, das eigene Leben zu beenden, und stehen gleichzeitig vor 
der Frage, wie sie damit umgehen sollen. 
 
Es gibt kein “richtiges” Verhalten. Manche Familien führen sehr offene Gespräche, 
andere brauchen Zeit, um die Entscheidung überhaupt zu verstehen. Wichtig ist 
jedoch, dass niemand den Betroffenen unter Druck setzt – weder in die eine noch in 
die andere Richtung. 
 
Eine Entscheidung von solcher Tragweite kann nur dann wirklich frei sein, wenn sie 
ohne äußeren Zwang getroffen wird. 
 
Der letzte Schritt bleibt immer die eigene Entscheidung 
Selbst wenn alle Gespräche geführt wurden und die Voraussetzungen erfüllt sind, 
bleibt ein Grundsatz unverändert: 
 
Die letzte Entscheidung liegt immer beim Betroffenen. 
 
Niemand kann verpflichtet werden, den letzten Schritt tatsächlich zu gehen. Ebenso 
kann sich jeder Mensch bis zuletzt umentscheiden. Viele Menschen empfinden gerade 
diese Möglichkeit als beruhigend. Allein das Wissen, im äußersten Fall selbst 
entscheiden zu können, nimmt manchen die Angst vor der Zukunft. Nicht wenige 
nehmen die vorbereiteten Medikamente am Ende überhaupt nicht ein und sterben 
eines natürlichen Todes. 
 
Auch diese Erfahrung zeigt, dass es beim assistierten Suizid oft weniger um den 
Wunsch zu sterben geht als um den Wunsch, die Kontrolle über das eigene 
Lebensende nicht vollständig zu verlieren. 
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Mehr als eine juristische Entscheidung 
Wer den assistierten Suizid ausschließlich unter rechtlichen Gesichtspunkten 
betrachtet, greift deshalb zu kurz. 
 
Hinter jeder Anfrage steht ein Mensch mit einer ganz eigenen Lebensgeschichte, 
eigenen Wertvorstellungen und persönlichen Ängsten. 
 
Gerade deshalb ist ein verantwortungsvoller Umgang mit diesem Thema so wichtig. 
Es geht nicht nur um Gesetze und Gerichtsurteile, sondern um die schwierigsten 
Entscheidungen, die ein Mensch in seinem Leben treffen kann. 
 
IX. Hospiz und Palliativmedizin –  
Es geht nicht darum, dem Leben mehr Tage zu geben,  
sondern den Tagen mehr Leben 
Wenn über Sterbehilfe diskutiert wird, stehen häufig Fragen nach dem Recht, dem 
Strafrecht oder der Selbstbestimmung im Mittelpunkt. Weitaus seltener wird darüber 
gesprochen, welche Möglichkeiten die moderne Medizin heute bietet, um schwer 
kranken Menschen ein möglichst würdevolles Leben bis zuletzt zu ermöglichen. 
 

 
 
Dabei wünschen sich die meisten Menschen nicht in erster Linie, möglichst früh zu 
sterben. Sie wünschen sich vielmehr, nicht leiden zu müssen. 
 
Die Angst vor starken Schmerzen, Luftnot, dem Verlust der eigenen Würde oder 
vollständiger Abhängigkeit gehört zu den häufigsten Gründen, weshalb sich Menschen 
überhaupt mit dem Thema Sterbehilfe beschäftigen. 
 
Genau hier setzen die Palliativmedizin und die Hospizarbeit an. 
 
Was bedeutet Palliativmedizin? 
Die Palliativmedizin richtet sich an Menschen mit einer unheilbaren, weit 
fortgeschrittenen Erkrankung, bei denen eine Heilung nicht mehr möglich ist oder nicht 
mehr im Vordergrund steht. 
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Ihr Ziel ist nicht, den Tod hinauszuzögern oder zu beschleunigen. Vielmehr soll sie 
belastende Beschwerden lindern und die Lebensqualität des Patienten verbessern. 
 
Dazu gehören unter anderem: 
 

• eine wirksame Schmerztherapie, 
• die Behandlung von Atemnot, 
• die Linderung von Übelkeit oder Angstzuständen, 
• psychologische Unterstützung, 
• soziale Beratung, 
• sowie die Begleitung der Angehörigen. 

 
Die Palliativmedizin betrachtet dabei nicht nur die Erkrankung, sondern den Menschen 
als Ganzes. Körperliche Beschwerden, seelische Belastungen, soziale Fragen und 
spirituelle Bedürfnisse werden gleichermaßen berücksichtigt. 
 
Was ist ein Hospiz? 
Hospize werden häufig mit Pflegeheimen verwechselt. Tatsächlich verfolgen sie 
jedoch ein völlig anderes Ziel. 
 
Ein Hospiz ist ein Ort für Menschen, deren Lebenszeit nach ärztlicher Einschätzung 
begrenzt ist und bei denen eine Heilung nicht mehr möglich ist. Im Mittelpunkt steht 
nicht mehr die medizinische Behandlung der Erkrankung, sondern die Lebensqualität. 
 
Hospize möchten den verbleibenden Lebensabschnitt so angenehm und 
selbstbestimmt wie möglich gestalten. Schmerzen werden behandelt, Angehörige 
werden einbezogen und die Wünsche des Patienten stehen im Mittelpunkt. 
 
Viele Hospize ermöglichen ihren Gästen einen erstaunlich normalen Alltag. 
Gemeinsame Mahlzeiten, Besuche von Familie und Freunden, Spaziergänge im 
Garten oder kleine persönliche Wünsche gehören ebenso dazu wie die medizinische 
und pflegerische Betreuung. 
 
Mehr Lebensqualität statt maximale Lebensverlängerung 
Die moderne Medizin kann heute vieles möglich machen. Sie kann Organe ersetzen, 
Körperfunktionen künstlich aufrechterhalten und das Leben oft über lange Zeit 
verlängern. 
 
Doch nicht jede medizinisch mögliche Behandlung verbessert auch die Lebensqualität. 
Deshalb verändert sich bei unheilbar kranken Menschen häufig das Therapieziel. 
 
Während zu Beginn einer Erkrankung meist die Heilung oder eine möglichst lange 
Lebensverlängerung im Vordergrund steht, kann später die Frage wichtiger werden, 
wie die verbleibende Lebenszeit möglichst lebenswert gestaltet werden kann. 
 
Diese Entscheidung ist kein Zeichen des Aufgebens. Sie ist häufig Ausdruck eines 
bewussten und selbstbestimmten Umgangs mit der eigenen Erkrankung. 
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Können Palliativmedizin und Sterbehilfe nebeneinander bestehen? 
Diese Frage wird immer wieder kontrovers diskutiert. 
 
Tatsächlich verfolgen beide Ansätze unterschiedliche Ziele. 
 
Die Palliativmedizin möchte Leiden lindern und die Lebensqualität verbessern. 
 
Der assistierte Suizid betrifft dagegen die Entscheidung eines Menschen, sein Leben 
eigenverantwortlich zu beenden. 
 
Viele Palliativmediziner berichten, dass sich der Wunsch nach einem vorzeitigen 
Lebensende verändert, wenn Schmerzen wirksam behandelt werden, Ängste ernst 
genommen werden und Betroffene sich gut begleitet fühlen. Das bedeutet jedoch 
nicht, dass jeder Wunsch nach einem assistierten Suizid dadurch verschwindet. 
 
Es gibt Menschen, die sich trotz optimaler medizinischer und menschlicher Begleitung 
nach sorgfältiger Überlegung weiterhin für diesen Weg entscheiden. Beides 
anzuerkennen gehört zu einer ehrlichen und respektvollen Auseinandersetzung mit 
dem Thema. 
 
Niemand muss diesen Weg allein gehen 
Eine schwere Erkrankung betrifft niemals nur den Patienten selbst. 
 
Auch Partner, Kinder, Eltern und Freunde erleben häufig große Unsicherheit und 
emotionale Belastungen. Hospizdienste und palliativmedizinische Teams begleiten 
deshalb nicht nur den Erkrankten, sondern häufig auch seine Angehörigen. Sie helfen 
bei organisatorischen Fragen, unterstützen in belastenden Situationen und stehen oft 
auch über den Tod hinaus als Ansprechpartner zur Verfügung. 
 
Viele Familien berichten später, dass gerade diese Begleitung ihnen geholfen hat, den 
letzten Lebensabschnitt gemeinsam und bewusst zu gestalten. 
 
Selbstbestimmung bedeutet auch, Hilfe anzunehmen 
Wer den Begriff der Selbstbestimmung hört, denkt häufig an Unabhängigkeit und 
Eigenständigkeit. 
 
Gerade am Lebensende kann Selbstbestimmung aber auch bedeuten, Unterstützung 
anzunehmen. 
 
Niemand muss Schmerzen aushalten, weil er glaubt, sie gehörten zum Sterben dazu. 
Niemand muss mit seinen Ängsten allein bleiben. Und niemand muss den letzten 
Abschnitt seines Lebens ohne professionelle Begleitung bewältigen. 
 
Die Möglichkeiten der Palliativmedizin und der Hospizarbeit zeigen, dass zwischen 
einer aussichtslosen Heilungsbehandlung und dem assistierten Suizid viele Wege 
liegen, die ein würdevolles und möglichst beschwerdearmes Leben bis zuletzt 
ermöglichen können. 
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X. Sterbehilfe im Ausland – Ein Blick über die Grenzen 
Kaum ein Thema wird international so unterschiedlich geregelt wie die Sterbehilfe. 
 
Während einige Staaten aktive Sterbehilfe unter engen Voraussetzungen erlauben, 
lehnen andere Länder sie vollständig ab. Wieder andere konzentrieren sich auf den 
assistierten Suizid oder setzen ausschließlich auf den Ausbau der Palliativmedizin. 
 
Ein Blick über die Grenzen zeigt deshalb vor allem eines: Eine allgemein anerkannte 
Lösung gibt es nicht. Jedes Land versucht, den schwierigen Ausgleich zwischen 
Selbstbestimmung und dem Schutz des menschlichen Lebens auf seine eigene Weise 
zu finden. 
 

 
 
1. Die Niederlande – Vorreiter einer liberalen Regelung 
Wenn in Deutschland über Sterbehilfe diskutiert wird, fällt fast immer zuerst der Blick 
auf die Niederlande. 
 
Dort ist sowohl die aktive Sterbehilfe als auch der assistierte Suizid bereits seit dem 
Jahr 2002 gesetzlich geregelt. Ein Arzt darf unter bestimmten Voraussetzungen einem 
Patienten ein tödliches Medikament verabreichen oder ihn beim Suizid unterstützen. 
Allerdings gelten hierfür strenge Voraussetzungen. 
 
Der Arzt muss sich unter anderem davon überzeugen, 
 

• dass der Wunsch freiwillig und gut überlegt ist, 
• dass ein unerträgliches und aussichtsloses Leiden vorliegt, 
• dass der Patient umfassend aufgeklärt wurde, 
• dass keine zumutbare Behandlungsalternative mehr besteht, 
• und dass ein unabhängiger zweiter Arzt die Voraussetzungen bestätigt. 

 
Nach dem Tod wird jeder einzelne Fall von einer unabhängigen Kommission überprüft. 
Diese nachträgliche Kontrolle soll sicherstellen, dass die gesetzlichen 
Voraussetzungen tatsächlich eingehalten wurden. 
 
Die niederländische Regelung wird international sowohl als Vorbild gelobt als auch 
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kritisch diskutiert. Befürworter sehen darin einen konsequenten Ausdruck der 
Selbstbestimmung. Kritiker befürchten, dass sich die Voraussetzungen im Laufe der 
Jahre schrittweise ausgeweitet haben. 
 
2. Belgien – Noch weitergehende Möglichkeiten 
Belgien führte ebenfalls im Jahr 2002 ein Gesetz zur aktiven Sterbehilfe ein. Die 
Voraussetzungen ähneln denen in den Niederlanden. 
 
Besonders intensiv diskutiert wird jedoch, dass Belgien die aktive Sterbehilfe unter 
sehr engen Voraussetzungen inzwischen auch für Minderjährige zulässt. 
Voraussetzung ist unter anderem, dass der Minderjährige die Tragweite seiner 
Entscheidung vollständig versteht, sich in einer ausweglosen medizinischen Situation 
befindet und die Eltern zustimmen. Solche Fälle sind äußerst selten. Sie zeigen 
jedoch, wie unterschiedlich einzelne Staaten die Frage der Selbstbestimmung 
beantworten.  
 
3. Die Schweiz – Ein Sonderweg 
Die Schweiz nimmt in Europa eine besondere Stellung ein. 
 
Anders als häufig angenommen, ist dort die aktive Sterbehilfe ebenfalls verboten. 
Erlaubt ist jedoch seit vielen Jahren der assistierte Suizid, sofern die unterstützende 
Person nicht aus selbstsüchtigen Beweggründen handelt. 
 
Diese Besonderheit hat dazu geführt, dass sich in der Schweiz mehrere 
Sterbehilfeorganisationen entwickelt haben, die Menschen auf ihrem Weg begleiten. 
Auch viele ausländische Staatsangehörige reisen deshalb in die Schweiz, um dort 
einen assistierten Suizid durchführen zu lassen. Der Begriff “Sterbetourismus” wird in 
diesem Zusammenhang häufig verwendet, auch wenn viele Betroffene ihn als wenig 
respektvoll empfinden. 
 
Tatsächlich handelt es sich meist um Menschen, die sich über einen langen Zeitraum 
mit ihrer Entscheidung auseinandergesetzt haben und in ihrem Heimatland keine 
entsprechende Möglichkeit sehen. 
 
4. Österreich – Eine neue Entwicklung 
Lange Zeit war jede Form der organisierten Hilfe zur Selbsttötung in Österreich 
verboten. 
 
Nachdem der österreichische Verfassungsgerichtshof diese Regelung teilweise für 
verfassungswidrig erklärt hatte, trat Anfang 2022 ein neues Gesetz in Kraft. 
 
Seitdem ist der assistierte Suizid unter engen Voraussetzungen möglich. Vorgesehen 
sind unter anderem mehrere ärztliche Aufklärungsgespräche, eine verpflichtende 
Bedenkzeit sowie umfangreiche Dokumentationspflichten. 
 
Die österreichische Lösung zeigt, dass viele Staaten versuchen, zwischen 
Selbstbestimmung und Schutz besonders gefährdeter Menschen einen Mittelweg zu 
finden. 
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Kanada – Ein besonders weitreichendes Modell 
Auch Kanada hat seine Regelungen in den vergangenen Jahren deutlich verändert. 
 
Dort existiert mit der sogenannten Medical Assistance in Dying (MAiD) ein gesetzlich 
geregeltes Verfahren, bei dem Ärzte oder besonders qualifizierte Pflegekräfte unter 
bestimmten Voraussetzungen beim Lebensende unterstützen dürfen. 
 
Die kanadische Regelung gehört heute zu den weltweit umfassendsten Modellen. 
Sie wird international aufmerksam beobachtet und kontrovers diskutiert. Während 
Befürworter vor allem die weitgehende Selbstbestimmung hervorheben, äußern 
Kritiker die Sorge, dass die Voraussetzungen im Laufe der Zeit erheblich ausgeweitet 
wurden. 
 
Gerade deshalb wird Kanada häufig als Beispiel dafür herangezogen, wie schwierig 
es ist, eine dauerhafte Balance zwischen persönlicher Freiheit und dem Schutz 
besonders verletzlicher Menschen zu finden. 
 
Im Folgenden ein grafischer Überblick: 
 

 
 
Was lässt sich aus dem internationalen Vergleich lernen? 
Der Blick über die Grenzen zeigt, dass jedes Land andere Antworten auf dieselben 
Fragen gefunden hat. 
 
Ein gemeinsames Ziel verbindet jedoch nahezu alle Regelungen: 
 
Die Entscheidung über das eigene Lebensende soll möglichst frei, gut überlegt und 
ohne äußeren Druck getroffen werden 
 
Die Unterschiede liegen vor allem darin, welche Formen der Sterbehilfe zugelassen 
werden, welche Voraussetzungen erfüllt sein müssen und wie streng die staatliche 
Kontrolle ausgestaltet ist. 
 
Deutschland hat sich bislang bewusst gegen eine umfassende gesetzliche Regelung 
nach niederländischem oder belgischem Vorbild entschieden. Stattdessen prägt 
derzeit vor allem die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts die Rechtslage. 
Ob sich dies in Zukunft ändern wird, bleibt abzuwarten. 
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Ein Blick ins Ausland ersetzt nicht die deutsche Rechtslage 
Wer sich mit dem Thema Sterbehilfe beschäftigt, stößt im Internet schnell auf Berichte 
aus den Niederlanden, Belgien oder der Schweiz. Diese Informationen können hilfreich 
sein, führen aber auch leicht zu Missverständnissen. 
 
Was in einem anderen Staat erlaubt ist, lässt sich nicht ohne Weiteres auf Deutschland 
übertragen. Jedes Land hat eigene Gesetze, eigene Verfahren und zum Teil auch ein 
anderes Verständnis von Selbstbestimmung und Lebensschutz. 
 
Gerade deshalb ist es wichtig, sich bei konkreten Fragen immer an der jeweils 
geltenden Rechtslage des eigenen Landes zu orientieren. 
 
XI. Was bedeutet das alles für mich? –  
Warum Vorsorge der wichtigste Schritt ist 
Wenn Sie diesen Ratgeber bis hierhin gelesen haben, haben Sie wahrscheinlich eines 
festgestellt: 
 
Sterbehilfe ist weit mehr als eine juristische Frage. 
 
Es geht um Selbstbestimmung, um Würde, um Ängste, um Familie und letztlich um 
die Frage, wie jeder von uns den letzten Abschnitt seines Lebens gestalten möchte. 
 
Vielleicht haben Sie beim Lesen festgestellt, dass Sie selbst ganz klare Vorstellungen 
haben. Vielleicht sind Sie aber auch zu dem Ergebnis gekommen, dass Sie sich 
darüber bislang noch nie ernsthaft Gedanken gemacht haben. 
 
Beides ist völlig normal. 
 
Die meisten Menschen beschäftigen sich zu spät mit diesen Fragen 
In meiner täglichen Arbeit erlebe ich immer wieder, dass viele Menschen wichtige 
Entscheidungen aufschieben. Nicht, weil sie sich nicht kümmern möchten. Sondern 
weil niemand sich gerne mit Krankheit, Pflegebedürftigkeit oder dem eigenen Tod 
beschäftigt. Das ist menschlich. 
 
Das Problem ist nur: 
 
Eine schwere Erkrankung oder ein Unfall fragen nicht, ob gerade der richtige Zeitpunkt 
gekommen ist. Manchmal bleibt keine Gelegenheit mehr, wichtige Entscheidungen 
selbst zu treffen. Dann müssen Angehörige handeln – häufig ohne zu wissen, was sich 
der Betroffene eigentlich gewünscht hätte. 
 
Genau daraus entstehen viele Unsicherheiten und leider auch nicht selten familiäre 
Konflikte. 
 
Selbstbestimmung beginnt lange vor dem Lebensende 
Viele Menschen verbinden Selbstbestimmung ausschließlich mit der Frage, ob jemand 
sein Leben selbst beenden darf. 
 
Tatsächlich beginnt Selbstbestimmung aber viel früher. 
Sie beginnt bereits mit Fragen wie: 
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• Wer soll für mich Entscheidungen treffen, wenn ich selbst dazu nicht mehr in 
der Lage bin? 

• Welche medizinischen Behandlungen wünsche ich? 
• Welche lehne ich ausdrücklich ab? 
• Möchte ich möglichst jede lebensverlängernde Maßnahme ausschöpfen oder 

steht für mich die Lebensqualität im Vordergrund? 
• Wo möchte ich meine letzte Lebenszeit verbringen? 
• Wer soll mich begleiten? 

 
Auf all diese Fragen können Sie bereits heute Antworten geben. Und genau darin liegt 
die eigentliche Stärke einer guten Vorsorge. 
 
Sprechen Sie mit Ihren Angehörigen  
Ein gut formulierter Text allein reicht häufig nicht aus. Mindestens genauso wichtig ist 
das Gespräch. Viele Angehörige berichten später, dass sie sich zwar an einzelne 
Sätze aus einer Patientenverfügung erinnern konnten, nie aber wirklich darüber 
gesprochen hatten, was der Betroffene sich gewünscht hätte. Dabei müssen solche 
Gespräche keineswegs bedrückend sein. Im Gegenteil. Oft sind sie Ausdruck von 
Vertrauen. Wer seine Wünsche offen ausspricht, nimmt seinen Angehörigen später 
eine enorme Last von den Schultern. Denn nichts belastet Familien stärker als die 
Frage: 
 
“Hätten wir in seinem oder ihrem Sinne entschieden?” 
 
Es gibt keine richtigen oder falschen Entscheidungen 
 
Im Zusammenhang mit Sterbehilfe wird häufig sehr emotional diskutiert. Manche 
Menschen lehnen jede Form der Unterstützung beim Lebensende ab. Andere 
wünschen sich die Möglichkeit, selbst über Zeitpunkt und Art ihres Todes entscheiden 
zu können. 
 
Beides verdient Respekt. 
 
Es ist nicht Aufgabe dieses Ratgebers, Ihnen eine bestimmte Entscheidung 
nahezulegen. Mein Ziel ist vielmehr, Ihnen das Wissen zu vermitteln, das Sie 
benötigen, um Ihre eigene Entscheidung informiert und selbstbestimmt treffen zu 
können. Denn nur eine Entscheidung, die Ihren persönlichen Werten entspricht, kann 
am Ende die richtige sein. 
 
Was Sie heute schon tun können 
Vielleicht fragen Sie sich nach der Lektüre dieses Ratgebers, welche Konsequenzen 
Sie daraus ziehen sollten. 
 
Aus meiner Sicht gibt es einige Schritte, die nahezu jeder Erwachsene unabhängig 
von Alter oder Gesundheitszustand erledigen sollte: 
 

• Sprechen Sie mit Ihren Angehörigen über Ihre Wünsche. 
• Erstellen Sie eine Vorsorgevollmacht. 
• Verfassen Sie eine Patientenverfügung. 
• Überprüfen Sie regelmäßig, ob Ihre Vorstellungen noch aktuell sind. 
• Bewahren Sie die Unterlagen so auf, dass sie im Ernstfall schnell gefunden 
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werden können. 
 
Diese Maßnahmen ersetzen keine medizinische oder rechtliche Beratung. Sie 
schaffen aber Klarheit – für Sie selbst und für die Menschen, die Ihnen nahestehen. 
 
Vorsorge ist kein Ausdruck von Pessimismus 
Manche Menschen haben Sorge, dass sie Unglück heraufbeschwören, wenn sie sich 
mit ihrem Lebensende beschäftigen. 
 
Meine Erfahrung zeigt das Gegenteil. Wer seine Angelegenheiten geregelt hat, lebt 
häufig entspannter. Nicht weil er ständig an den Tod denkt. Sondern weil er weiß, dass 
im Ernstfall alles vorbereitet ist. Genau das ist der eigentliche Sinn guter Vorsorge: 
 
Sie schafft Sicherheit. Nicht für den Tod. Sondern für das Leben. 
 
XII. Patientenverfügung und Vorsorgevollmacht – Die wichtigsten Instrumente 
der Selbstbestimmung 
Um seine Angelegenheiten umfassend zu regeln, benötigt man in der Regel eine 
Vorsorgevollmacht und eine Patientenverfügung.  
 
1. Die Patientenverfügung 
Mit einer Patientenverfügung legen Sie fest, welche medizinischen Maßnahmen Sie 
wünschen oder ablehnen, falls Sie Ihren Willen später nicht mehr selbst äußern 
können. 
 

 
 
Sie richtet sich in erster Linie an Ärzte und medizinisches Personal. 
Darin können Sie beispielsweise festlegen, 
 

• ob eine künstliche Beatmung erfolgen soll, 
• ob eine künstliche Ernährung gewünscht wird, 
• unter welchen Voraussetzungen lebensverlängernde Maßnahmen beendet 

werden sollen, 
• oder ob in erster Linie eine palliative Behandlung erfolgen soll. 

 
Je konkreter eine Patientenverfügung formuliert ist, desto größer ist die 
Wahrscheinlichkeit, dass sie im Ernstfall auch tatsächlich Ihren Willen widerspiegelt. 
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2. Die Vorsorgevollmacht 
Die Vorsorgevollmacht verfolgt einen anderen Zweck. Mit ihr bestimmen Sie eine 
Person Ihres Vertrauens, die für Sie handeln darf, wenn Sie selbst hierzu nicht mehr 
in der Lage sind. 
 
Diese Person kann – je nach Inhalt der Vollmacht – beispielsweise 
 

• mit Ärzten sprechen, 
• in medizinische Maßnahmen einwilligen oder sie ablehnen, 
• Bankgeschäfte erledigen, 
• Behördenangelegenheiten regeln, 
• Versicherungen kündigen, 
• oder über Ihre Wohnsituation entscheiden. 

 
Ohne eine Vorsorgevollmacht kann es erforderlich werden, dass das 
Betreuungsgericht einen rechtlichen Betreuer bestellt – selbst dann, wenn Ehepartner 
oder Kinder vorhanden sind. 
 
Das überrascht viele Menschen. Denn anders als häufig angenommen dürfen 
Ehegatten oder erwachsene Kinder nicht automatisch alle Entscheidungen 
füreinander treffen. 
 
Beide Dokumente ergänzen sich 
Patientenverfügung und Vorsorgevollmacht erfüllen unterschiedliche Aufgaben. 
 
Die Patientenverfügung beantwortet die Frage: 
„Was wünsche ich?” 
 
Die Vorsorgevollmacht beantwortet die Frage: 
„Wer soll für mich handeln?” 
 
Erst beide Dokumente zusammen schaffen eine umfassende Vorsorge. 
 
Typische Fehler 
In meiner anwaltlichen Praxis sehe ich immer wieder dieselben Probleme. 
 
Oft werden Formulare aus dem Internet verwendet, ohne dass sie zur persönlichen 
Lebenssituation passen. Manchmal sind die Formulierungen so allgemein gehalten, 
dass sie Ärzten im Ernstfall kaum weiterhelfen. 
 
Oder es fehlt eine Vorsorgevollmacht vollständig, obwohl eine Patientenverfügung 
vorhanden ist. 
 
Ebenso problematisch sind Dokumente, die vor vielen Jahren erstellt wurden und 
seitdem nie mehr überprüft worden sind. Lebenssituationen ändern sich. Familien 
verändern sich. Auch die eigenen Vorstellungen können sich im Laufe der Jahre 
entwickeln. Deshalb sollten Vorsorgedokumente regelmäßig überprüft und bei Bedarf 
angepasst werden. 

Gut formulierte Vorsorgedokumente schaffen nicht nur Rechtssicherheit. Sie geben 
auch Ärzten, Bevollmächtigten und Angehörigen die notwendige Orientierung, um 
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Entscheidungen in Ihrem Sinne treffen zu können. Deshalb lohnt es sich, diese 
Dokumente sorgfältig zu erstellen und regelmäßig zu überprüfen. 

XIII. Schlusswort 
Wenn Sie diesen Ratgeber bis hierher gelesen haben, haben Sie sich mit einem 
Thema beschäftigt, dem die meisten Menschen lieber aus dem Weg gehen. 
 
Das ist verständlich. 
 
Niemand denkt gern über Krankheit, Pflegebedürftigkeit oder das eigene Lebensende 
nach. Und doch gehören all diese Fragen zum Leben dazu – unabhängig davon, wie 
alt wir sind oder wie gesund wir uns heute fühlen. 
 
Vielleicht hat sich beim Lesen Ihre Sicht auf das Thema Sterbehilfe verändert. 
Vielleicht haben Sie festgestellt, dass viele Diskussionen in den Medien nur einen 
kleinen Teil der Wirklichkeit zeigen. Hinter jedem Gerichtsverfahren, jeder 
gesetzlichen Regelung und jeder politischen Debatte stehen Menschen mit ganz 
persönlichen Lebensgeschichten, Hoffnungen, Ängsten und Wünschen. 
 
Gerade deshalb gibt es auf viele Fragen keine allgemeingültigen Antworten. 
 
Nicht jeder Mensch möchte in einer bestimmten Situation dieselbe Entscheidung 
treffen. Und das ist auch gut so. 
 
Selbstbestimmung bedeutet nicht, dass alle denselben Weg wählen. 
Selbstbestimmung bedeutet, den eigenen Weg gehen zu dürfen. 
 
Vielleicht haben Sie beim Lesen auch erkannt, dass Sterbehilfe nur einen kleinen Teil 
dessen ausmacht, was Vorsorge tatsächlich bedeutet. Viel wichtiger ist oft die Frage, 
wer im Ernstfall für Sie sprechen darf, welche medizinischen Maßnahmen Sie sich 
wünschen und wie Sie die letzte Phase Ihres Lebens verbringen möchten. 
 
Diese Entscheidungen können Sie heute treffen – in Ruhe, ohne Zeitdruck und nach 
Ihren eigenen Vorstellungen. 
 
Damit schenken Sie nicht nur sich selbst Sicherheit. Sie entlasten auch die Menschen, 
die Ihnen am nächsten stehen. Denn für Angehörige ist es eine große Hilfe, wenn sie 
nicht rätseln müssen, sondern wissen: “So hätte sie es gewollt.” 
 
Vielleicht werden Sie Ihre Patientenverfügung oder Ihre Vorsorgevollmacht niemals 
benötigen. Das wäre sicherlich der schönste Fall. Sollte der Tag jedoch irgendwann 
kommen, werden Sie froh sein, dass Sie sich die Zeit genommen haben, Ihre Wünsche 
festzuhalten. 
 
Vorsorge bedeutet nicht, ständig an das Sterben zu denken. Vorsorge bedeutet, 
Verantwortung für das eigene Leben zu übernehmen. Sie schafft Klarheit, gibt 
Sicherheit und ermöglicht es, auch schwierigen Situationen mit mehr Ruhe zu 
begegnen. 
 
Ich wünsche Ihnen von Herzen, dass Sie noch viele gesunde und glückliche Jahre vor 
sich haben. 
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Und wenn dieser Ratgeber dazu beigetragen hat, Ihnen Unsicherheiten zu nehmen, 
Ihnen Orientierung zu geben oder Sie dazu zu ermutigen, sich rechtzeitig mit Ihren 
persönlichen Wünschen auseinanderzusetzen, dann hat er sein Ziel erreicht. Denn am 
Ende geht es nicht nur darum, wie ein Leben endet. Es geht vor allem darum, dass 
jeder Mensch die Möglichkeit haben sollte, sein Leben bis zuletzt nach den eigenen 
Werten und Überzeugungen zu gestalten. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Urheberrecht  
Dieser Ratgeber, einschließlich aller Inhalte und Bilder ist urheberrechtlich geschützt. Alle Rechte 
vorbehalten. Nachdruck oder Reproduktion (auch auszugsweise) in irgendeiner Form (Druck, Fotokopie 
oder anderes Verfahren) sowie die Einspeicherung, Verarbeitung, Vervielfältigung und Verbreitung mit 
Hilfe elektronischer Systeme jeglicher Art, gesamt oder auszugsweise, ist ohne ausdrückliche 
schriftliche Genehmigung untersagt. Wer gegen das Urheberrecht verstößt macht sich gem. § 106 ff 
Urhebergesetz strafbar. Es kann daneben zu Schadensersatzforderungen kommen.  
 
Das Urheberrecht liegt bei  
Melanie van Luijn  
Wilmersdorfer Straße 1  
32825 Blomberg www.van-Luijn.de  
 
Bitte fragen Sie mich einfach VORHER 
falls Sie Inhalte dieses Ratgebers verwenden möchten. 
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0521-123050 
info@van-Luijn.de 
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Seit über 20 Jahren berate ich Menschen in erbrechtlichen Fragen. Mein Schwerpunkt 
liegt auf der rechtssicheren Gestaltung von Testamenten, Vorsorgevollmachten, 
Patientenverfügungen und individuellen Vorsorgekonzepten. Mit der Ratgeberreihe „In 
Ruhe gehen“ möchte ich komplexe rechtliche Themen verständlich erklären und 
Menschen dabei unterstützen, selbstbestimmte Entscheidungen zu treffen. 

Sie möchten Ihre Vorsorge individuell gestalten? 

Gerne unterstütze ich Sie bundesweit bei der Erstellung von 

• Testamenten 

• Vorsorgevollmachten 

• Patientenverfügungen 

• Bestattungsverfügungen 

• Nachlassplanungen 

 


